


räumlichen Struktur der Stadt verknüpfen.
4. Problematisch erscheint uns ferner die

Unbekümmertheit, mit der die Autoren
offenbar annehmen, die intendierten posi-
tiven Umverteilungseffekte ihres Stadtent-
wicklungskonzeptes ließen sich auf die
'gemeinte' Gruppe beschränken und ihre
sozialen Auswirkungen — in der dop-
pelten Bedeutung dieses Wortes — über-
sehen.

Wir hätten z.B. konkret die Befürchtung,
daß sich das von den Autoren verfolgte Kon
zept einer forcierten Dezentralisierung spä-
testens bei der Durchführung de facto als
mittelschichtorientiert erweisen wird,
wenn es das nicht schon im Ansatz selbst
ist. Aber selbst einmal unterstellt, die for-
cierte Dezentralisierung sei überhaupt 'so-
zial' und ließe sich in ihren positiven Effek-
ten auch auf die Zielgruppe begrenzen, so
bliebe immer noch die Frage, ob ein solches
Konzept gesamtgesellschaftlich vernünftig
ist. Aspekte wie 'Zersiedlung der Land-
schaft', 'erhöhter Energieverbrauch durch
erhöhte Mobilität', 'zusätzlicher Infrastruk-
turbedarf' usf. muß man zumindestens dis-
kutieren, auch wenn diese Argumente zuge-
gebenermaßen immer erst dann hervorge-
holt werden, wenn breite Massen Wohn-
wünsche artikulieren, die man dem Bürger-
tum längst zugestanden hat. Dieser argu-
mentative 'Bias' ändert aber u.E. nichts am
sachlichen Gehalt dieser Bedenken.

5. So definitiv Häußermann/Siebel die
sozialorientierte Lösung der 'Krise der

Stadt' in einer bestimmten (polyzentri-
schen) Raumstruktur sehen, so vage und
bloß postulativ bleiben doch letztlich ihre
Realisierungsvorstellungen: Welchen Spiel-
raum für einen Umbau unserer Städte zu
„gleichgewichtigen, polyzentrischen Agglo-
merationsstrukturen" gibt es denn noch,
insbesondere angesichts immer geringer
werdender Zuwächse, die räumlich umver-
teilt werden könnten? Wie will man denn
innerstädtische Altbaugebiete für die ein-
kommensschwache Bevölkerung sichern
und gleichzeitig auf ein 'angemessenes'
Ausstattungsniveau heben? Hier, auf der
Durchführungsebene, liegen doch eigent-
lich erst die wesentlichen Probleme, mit de-
nen sich ein alternatives Stadtentwicklungs-
konzept auseinanderzusetzen hätte. Dabei
scheint uns die These von Häußermann/
Siebe), gerade diese Bestandssicherungspo-
litik beanspruche weniger Förderungsmit-
tel der öffentlichen Hand als der gegen-
wärtig übrigens nur in Teilen (!) der Alt-
baugebiete über Modernisierungsmaßnah-
men ablaufende Gentrification-Prozeß,
insofern gewagt, als dieser Prozeß vor al-
lem mit privatem Kapital und zudem in
Gebieten erfolgt, die ohnehin nicht zu
den 'schlechtesten' Vierteln gehören, er
beansprucht also den öffentlichen Haus-
halt vermutlich weniger als die von den
Autoren (zu Recht) geforderte Bestands-
sicherungspolitik in den Desinvestitions-
gebieten, die ja wegen mangelnder Profita-
bilität privates Kapital kaum mobilisie-
ren könnte und weitgehend auf Sozialka-
pital angewiesen wäre.

6. Ein sich gesellschaftskritisch verstehen-
der Ansatz kann sich u.E. auch nicht
darauf beschränken, eine 'alternative'
Lösung vornehmlich auf der Ebene der

Stadtentwicklungspolitik zu diskutieren.
Es muß ja hier nicht erst ausführlich dar-
gelegt werden, wie sehr die Stadtentwick.-
lung überlokal bestimmt wird. Es ist unver-
ständlich, weshalb die Autoren nun gerade
bei der Entwicklung ihres Ansatzes kaum
auf die allgemein gesellschaftlichen, öko-
nomischen wie politischen Determinanten
der Stadtentwicklung zu sprechen kom-
men und dabei (nur beispielsweise) die
ungelösten Probleme des 'Sozialen' Woh-

nungsbaus, der Bodenfrage usf. ganz un-
terschlagen. Wir können uns einen 'sozial-
orientierten' stadtentwicklungspol itischen
Ansatz ohne zumindestens die Inangriff-
nahme der Bodenfrage, der Misere des
Sozialen Wohnungsbaus usf. schlechter-
dings nicht vorstellen. ,

7. Auch muß erstaunen, daß hier versucht
wird, ein 'sozialorientiertes' Konzept

der Stadtentwicklung zu proklamieren,
ohne die Forderung nach Demokratisie-
rung der Stadtentwicklung zum tragenden
Moment eines solchen Konzeptes zu ma-
chen. Stattdessen wird eine Politik der
Dezentralisierung in den Agglomerations-
gebieten formuliert, für die man —sozusa-
gen im Nachhinein — dann einen Träger
sucht und offenbar nicht recht zu finden
scheint, denn es werden nur — in negati-
ver Abgrenzung — deren vermeintliche
Gegner benannt. Es ist nicht erkennbar,
ob es sich hierbei um pure Vergeßlichkeit
der Autoren handelt oder von ihnen der
Demokratisierungsaspekt als selbstver-
ständlich unterstellt wird. Dabei möchten
wir nicht den Eindruck erwecken, als ent-
binde die Partizipations- bzw. Demokrati-
sierungsforderung den sozial engagierten
Wissenschaftler von der Aufgabe, inhaltli-
che Konzepte oder einfach nur Vorschlä-
ge zur Stadtentwicklung zu erarbeiten,
aber dies hätte u.E. in bezug auf real
existierende soziale wie politische Bewe-
gungen zu erfoigen.

8. Schließlich sei noch auf einige u.E.
Fehleinschätzungen und Unklarheiten

seitens der Autoren hingewiesen, die wir
hier nur andeuten können, aber sicherlich
eine ausführlichere Diskussion verdienten:
• Häußermann/Siebel überschätzen u.E.

die Bedeutung der auf die Innenstädte
gerichteten extensiven Tertiärisierungspo-
litik für die 'Stadtflucht'.
• Sie unterschlagen völlig die Relevanz
des allgemeinen Geburtenrückganges für
die Großstädte zumal ihrer innerstädti-
schen Altbaugebiete.
• Nicht diskutiert werden die ja auch

durch Modernisierungsmaßnahmen aus-
gelösten Umzugsketten, zwar wird hierbei
zunächst billiger Wohnraum vernichtet (Übri-
genswohl in der Regel nicht der billigste),
aber müßte nicht auch hier (wenn man schon
an das 'Nachrückverfahren' glaubt) irgend-
wann einmal preislich zumutbarer Wohn-
raum relativ besserer Qualität für die Mo-
dernisierungsverdrängten frei werden?

• Was ist schließlich mit der These ge-
meint, daß die Marginalisierung und

ghettomäßige Abkapselung deklassierter
Gruppen zumindestens auf der Ebene der
Stadtentwicklungspolitik daran zu schei-
tern scheint, „daß es nicht gelingt, eine
Politik zu realisieren, die nur Randgruppen
benachteiligt" (S. 479)?

Wenn man die hier nur skizzierten Kri-
tikpunkte auf einen Nenner bringen woll-
te, so ist es das (bisweilen oberflächlich
anmutende) Räsonieren der Autoren, mit
dem sie über die tatsächliche 'Vertrackt-
heit' des Problems hinweggehen Ein fun-
dierter Vorschlag für eine sozialorientier-
te Alternative zur herrschenden Stadtent-
wicklungspolitik hätte sich u.E. an folgen-
des Vorgehen zu halten:
• Sorgfältige Analyse der komplexen und

komplizierten Ursache-Wirkungszusam-
menhänge, wobei sowohl ökonomische als
auch soziale, psychologische, politische,
rechtliche, administrative und physische
Aspekte zu sichten wären.
• Bilanzierung der (absehbaren) kurz- und

langfristigen sozialen Folgewirkungen
(Bevorteilung und Benachteiligungen) für
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen ge-
genüber dem Ist-Zustand.
• Abschätzung der Realisierungschancen

unter den gegebenen gesellschaftlichen
Bedingungen bzw. unter Voraussetzung
zu benennender Veränderungen.

Den Schwierigkeiten (und Frustratio-
nen) einer derart sorgfältigen Analyse real
ablaufender Prozesse und möglicher Alter-
nativen mit ihren widersprüchlichen re-
distributiven Folgewirkungen und vielfäl-
tigen Implementationshindernissen darf
sich gerade auch eine 'linke' Position nicht
verschließen. Die von Häußermann und
Siebel an anderer Stelle vertretene These
(S. 491), die kritische Stadtsoziologie müs-
se zur Praxis der Administration Distanz
halten, kann u.E. doch nur heißen, daß
die Stadtsoziologie die Spannung auszu-
halten hat und überhaupt nur dort frucht-
bar werden kann, wo sie sich einerseits
in das empirische „Dickicht" hineinbegibt
(Distanz aufgibt? ), um die Restriktionen
und (noch) vorhandene Handlungschan-
chen im Detail aufzuspüren, ohne sich an-
dererseits die ProblerTiSicht der administra-
tiven Praxis in entmündigender Weise auf-
drängen oder gar vorschreiben zu lassen
(Distanz wahrt).

Häußermann/Siebel legen ein neues
Zielkonzept vor. Wir bezweifeln, daß die
Defizite überhaupt im Bereich fehlender
Zielinnovationen liegen. An Zielen besteht
Üefni Mangel, und nicht zuletzt sind es
staatliche Stellen, die — auch unter sozia-
len Gesichtspunkten — Initiativen hierzu
eingebracht haben (z.B. Pfeiffer 1978, Sper-
ling 1978). Ansetzen sollte die Diskussion
also weniger an Zielen als vielmehr an de-
ren Durchsetzungsmöglichkeiten und ent-
sprechenden Strategien, dazu gehört, daß
man sich zunächst einmal den Handlungs-
dilemmata stellt, denen unter den gegebe-
nen Bedingungen eine sozial engagierte
Planung bzw. Politik ausgesetzt ist, und
die auf absehbare Zeit nur ein sozial sen-
sibilisiertes, immer aber kompromißhaftes
'muddling-through' zulassen. Denn wie soll
sich etwa der Planer entscheiden,
• wenn er weiß, daß alles, was er sozial für

wünschenswert hält, letztlich auf den
Mietpreis durchschlägt,
• wenn er weiß daß Modernisierungen so-

ziale Härten hervorrufen, ausbleibende
Investitionstätigkeit aber die Gefahr von
Slumbildungsprozessen (eventuell ameri-
kanischen Zuschnitts) birgt;



• wenn er weiß, daß durch eine hohe Sub-
ventionierung zwar in einzelnen Sanie-

rungsobjekten die Mietsteigerung in Gren-
zen gehalten werden kann, daß aber dann
anderen Objekten die knappen finanziellen
Mittel entzogen werden müssen;
• wenn er weiß, daß jede Mietsubventio-

nierung immer auch zugleich die Profit-
chancen des Haus- und Grundbesitzes er-
höht;
• wenn er weiß, daß Zusammenballungen

von 'Fremdarbeitern' in bestimmten Vier
teln sie einerseits sozialemotional 'auffängt',
sie andererseits ghettoisiert und mit Slum-
bildungsprozessen korreliert;
• wenn er gar befürchten muß, daß eine

sozialorientierte Stadtpolitik, in dem sie
ja soziale Probleme und Konflikte nicht
zudeckt, sondern zunächst einmal öffent-
lich thematisieren muß, die sie zugleich

nur ansatzweise zu 'lösen' vermag, offen-
bar eher delegitimatorische Folgen zeitigt
und bisweilen sogar der 'Gegenseite' zu
nützen scheint (Wiesbaden, München etc.)?

Angesichts dieser typischen, sehr kon-
kreten Entscheidungsprobleme halten wir
es nicht für ein Zeugnis von Ideenarmut,
wenn man auf die Formulierung neuer Zie-
le verzichtet und sich mit solchen 'prakti-
schen' Problemen befaßt. In diesem Zusam-
menhang halten wir es z.B. für vordringli-
cher, die in der politischen Diskussion be-
reits aufgetauchten, aber jahrelange verscho-
benen und verzögerten Reformvorschläge
(z.B. Reform des Sozialen Wohnungsbaus,
Wohngelderhöhung, Mietermodernisierung,
Einrichtung von Instandsetzungskonten,
Selbsthilfe usf.) aufzugreifen und zu unter-
stützen. ,... -

Harald Bodenschatz, Tilman Harlander

Urbanisierung der Peripherie - Umkehr durch
Trendverstärkung?
Die Ausführungen von Häußermann/
Siebel fanden ein relativ großes Echo
unter Planern und an den Universitä-
ten. Damit kommt ihm zweifellos das
Verdienst zu, eine längst überfällige kriti-
sche Auseinandersetzung mit der gegen-
wärtigen, „mittelschichtorientierten"
Stadtentwicklungspolitik in einem erwei-
terten Rahmen initiiert zu haben. Freilich
scheinen uns aus der — wohl nicht immer
ganz präzisen — Analyse etwas zu forsch "
eine Reihe von Schlußfolgerungen und
Vorschlägen gezogen, die durchaus pro-
blematischen Charakter tragen und im fol-
genden durch einige Thesen in Frage ge-
stellt werden sollen.

• Zunächst ist die Frage zu stellen, ob es
ausreicht, die „Krise der Stadt" als das

Ausbleiben der „Kompensationen" (abneh-
mende Zuzüge von Ausländern, abnehmen-
des Wachstum an Arbeitsplätzen) der säku-
laren Kern-Rand-Wanderungen zu definie-
ren. Damit ist u.E. die Ebene der Problem-
perzeption der Administration prinzipiell
noch nicht verlassen. Richtet man nämlich
den Blick darauf, daß — auch in Relation
zum Problem sinkender kommunaler
Steuereinnahmen, Infrastrukturkapazitä-
ten etc. — heute in erster Linie die Erträge
(bzw. die Zuwachsraten) des innerstädti-
schen Bodens in die Krise zu geraten dro-
hen, so liegt der Akzent auf der Problema-
tisierung einer Entwicklung, in der die Zer-
störung der Wohnqualität des städtischen
Bodens in den Kernstädten relativ rascher
voranschreitet als die Flächenexpansion
des tertiären Sektors — eine Entwicklung,
die freilich diese Gebiete nicht unterschieds-
los betrifft, sondern eher eine weitere Di-
chotomisierung der Qualitäten innerstädti-
schen Wohnens befördert. In eben dieser
Dichotomisierung (Slumbildung und
gleichzeitig Verbürgerlichung) des inner-
städtischen, aber auch des Wohnens am
Stadtrand (unterversorgte Neubaughettos
— ein eminent bedeutsamer, von der offi-
ziellen Politik heutzutage „vergessener"
Aspekt für eine sozialorientierte Politik —,

Villenviertel) und ihren ökonomischen
(etwa auch Spaltung des Arbeitsmarktes,
Marginalisierung von Arbeitslosen, Unter-
beschäftigten etc.) sowie politischen (Kri-
se der städtischen Sozialpolitik, schwin-
dende Konsens- und Legitimationsbasis
der gewohnten Muster traditioneller Kom-
munalpolitik, wachsende Konfliktpoten-
tiale etc.) Bezügen und Implikationen läge
u.E. ein politisch sinnvollerer Ansatzpunkt
in der Diskussion um die „Krise der Stadt".
• Beinhaltet nun der Ruf nach Attrakti-

vitätssteigerung der Innenstädte wirk-
lich eine echte politische Alternative oder
entspricht er nicht vielmehr durchaus der
Logik der „naturwüchsigen Entwicklung",
die Zentralitätsvorteile ausgewählter Ge-
biete wenn schon nicht dem tertiären Sek-
tor, so doch einer alternativen, in Relation
zum jetzigen Zustand renditeträchtigeren
Nutzung, in diesem Falle der „gehobenen"
Wohnnutzung etwa durch junge „aufstre-
bende" Familien, Alleinstehende etc. be-
reitzustellen? Anzeichen für ein derarti-
ges Durchbrechen des „Teufelskreises"
der Verslumung durch den Markt selbst
gibt es - zumal unter den Vorzeichen
weiterhin überproportional steigender
Bau- und Grundstückskosten an der Peri-
pherie — seit Jahren und in wachsendem
Maße etwa durch die vielpraktizierte Um-
wandlung von Miet- in Eigentumswoh-
nungen u.a. (staatlich gefördert u.a.
durch den § 7b, vorzeitige Zurückzah-
lung der Förderungsmittel im sozialen
Wohnungsbau). Eine Politik der Attrakti-
vitätssteigerung der Innenstädte wäre
dann in Wahrheit keine aktive, regulative
politische Trendwende, sondern eine
Verstärkung und flankierende Absiche-
rung einer nach einem gewissen time-lag
bereits vollzogenen Trendwende des
Marktes. Damit würde eine solche Politik
zunehmend weniger ein alternatives Wan-
derungsverhalten der Mittelschichten
wirklich induzieren, als vielmehr staatli-
cherseits die von privater Seite geforder-
ten Lagequalitäten verbessern oder auch
die bereits aus der Regionalpolitik so be-

kannten „Mitnehmereffekte" produzie-
ren.
• Zentrale ideologische Säulen der neue-

ren Stadtentwicklungspolitik scheinen
uns die Schlagworte Eigentumsbildung,
Sickereffekte und soziale Mischung zu
sein, Schlagworte, die u.E. von einer kri-
tischen Position her nicht nur zur Kennt-
nis genommen, sondern auch dechiffriert
werden müssen. Zu fragen ist: Wie ist der
in Umfragen immer wieder „bewiesene"
(vgl. hierzu FR vom 18.4.79, S. 15, nach

• der eine neue „Wohnwunschstudie" in
Frankfurt zum Ergebnis hatte, daß 2/3
der Frankfurter Bürger dem Wohnen in
renovierten Altbauten den Vorzug geben
würden) Wunsch nach Hauseigentum im
Grünen zu erklären und zu bewerten, wie
die Folgen der Ideologie der „breiten
Eigentumsbildung" in sozialer (Individua-
lisierung, Eigentümerverhalten etc.), poli-
tischer (Entpolitisierung, Tendenz zu
konservativen Positionen) und städtebau-
licher Hinsicht (Siedlungsbrei etc) einzu-
schätzen? Ebenso wäre hinsichtlich der
„Theorie der Sickereffekte" u.a. zu un-
tersuchen, wie die etwa durch Westphal
(Leviathan 4/78) konstatierten Barrieren
zwischen den — durch die Segmentierung
des Arbeitsmarktes verstärkten — Segmen-
ten des Wohnungsmarktes für die BRD ein-
zuschätzen sind, wie sich in räumlicher
und sozialer Hinsicht die quantitative und
qualitative Verteilung des Wohnungsbestan-
des im Detail durchsetzt etc. Zu bedenken
ist, daß die „Theorie der Sickereffekte"
eine Politik der Stimulierung der privaten
und gerade nicht des — nicht zuletzt an-

i gesichts stagnierender Realeinkommen —
! dringend gebotenen sozialen Wohnungs-
baus mit seinen kürzeren „chains of moves"
impliziert. __=r-'

Hinsichtlich der FörcJerung nach „sozia-
ler Mischung" bzw. der Warnung vor „Se-
gregation" muß die Besonderheit der Ver-
wendung dieser Begriffe in der politischen
Praxis (im teilweisen Gegensatz zur wis-
senschaftlichen Diskussion) hervorgehoben
werden: Für privilegierte Wohngebiete
kommt kein Politiker auf die Idee, nach
sozialer Mischung zu rufen (anders etwa
in Italien, wo gerade auch die Forderung
nach Requirierung von Luxuswohnungen
in entsprechenden Quartieren oder allge-
mein nach einer sozialorientierten Umnut-
zung des \Nobr\ungsbestandes zunehmend
größere kommunalpolitische Bedeutung
gewonnen hat) oder vor Segregation zu
warnen; diese Begriffe werden hierzulande
wesentlich zur Rechtfertigung der Vertrei-
bung der Unterschichten aus Innenstadt-
randgebieten mit privilegierter Lage funk-
tional isiert.

• Was nun die Alternativen bzw. die vor-
geschlagene Dezentralisierungsstrategie

betrifft, so ist zunächst die klassenneutrale
Charakterisierung des Wesens bisheriger
Stadtentwicklungspolitik der Großstädte
(„Sicherung der Dominanz der Kern-Stadt
gegenüber ihrem Umland") problematisch:
Natürlich besteht eine Hierarchie der Räu-
me (Kernstadt-Umland, Verdichtungsräu-
me — periphere Regionen, Industrielän-
der — Entwicklungsländer). Doch sicher
ist diese Hierarchie nicht in einem strikten
Sinne deckungsgleich mit sozialen Hierar-
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